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aus ein Thema. Berset hatte sie an einer Sitzung 
zur Debatte gestellt. Dafür gewesen sei laut re-
gierungsnahen Kreisen einzig Verteidigungs-
ministerin Viola Amherd (CVP). Sie habe mit 
einer Studie argumentiert, die von Zigtausen-
den Toten ausgeht. 

Ueli Maurers Widerstand

Es kriselt in diesen schweren Zeiten aber nicht 
nur zwischen dem Bund und den Kantonen. 
Auch die Bundesräte sind sich längst nicht im-
mer einig. Am liebsten würden alle nach der 
Sitzung vor die Medien rennen, heisst es in 
Bern. Neidisch registriere man, wer am meis-

ten Aufmerksamkeit bekomme. Deshalb habe 
man die Auftritte regeln müssen. Nur wer 
einen Entscheid kommunizieren kann, darf 
vor die Fernsehkameras. 

An der historischen Sitzung vom 13. März, 
als die Ausrufung der ausserordentlichen Lage 
beschlossen wurde, gab es trotzdem ein länge-
res Gezerre um die Frage, wer nun vor die Me-
dien treten sollte. Wirtschaftsminister Parme-
lin war zuvor öffentlich unter Druck geraten. 

An der historischen Sitzung vom 
13. März gab es ein Gezerre um die  
Frage, wer vor die Medien treten soll.

Finanzpolitik

Kartoffel-Gleichnis
Der Bund will der Wirtschaft  
helfen. Welche Möglichkeiten hat 
er überhaupt? Von Martin Janssen

Es war einmal ein kleines, reiches Land mit 8 
Millionen Einwohnern. Es produzierte nur 

Kartoffeln. Die anderen Länder produzierten 
auch nur Kartoffeln, waren aber weniger reich. 

Eines Tages fällt aus heiterem Himmel ein 
Meteorit vom Himmel und zerstört in allen 
Ländern einen Drittel der Kartoffeln für Kon-
sum und Aussaat. Sofort macht sich überall Zu-
kunftsangst breit. Die Regierung des kleinen 
Landes verspricht den Bewohnern sofortige 
Zahlungen über 15 Prozent der jährlichen Kar-
toffelproduktion. 

Unmittelbar nach dem Einschlag des Meteo-
riten gibt es in der Wirtschaft gleich viel Geld 
wie vorher. Es werden aber weniger Kartoffeln 
produziert und gekauft. Gemessen an den Gü-
tern, ist das Geld jetzt weniger wert. 

Das kleine Land 
braucht dringend 
Kartoffeln für Kon-
sum und Aussaat. 
Das Ausland ist dann 
bereit, Kartoffeln aus 
seinem ebenfalls re-
duzierten Bestand 
zu verkaufen, wenn 

der Kartoffelpreis 
deutlich höher ist als 

noch vor kurzem und wenn der Zins auf dem 
Kredit für die gekauften Kartoffeln deutlich an-
steigt.

Was sagen uns diese Gedanken? Der Staat 
kann keine echten Geschenke machen. Verteilt 
er in dieser Situation neues Geld, wird der Kauf-
kraftverlust des Geldes nur noch grösser. Güter 
aus dem Ausland erhalten wir nur dann, wenn 
das Ausland sicher sein kann, dass die nationa-
len und internationalen Kreditmärkte nicht 
zum Erliegen kommen. Und wenn der Zins für 
die neuen Kredite flexibel ist und hoch sein 
kann. 

Was kann der Staat in der heutigen Krise 
überhaupt tun? Er kann einen intelligenten 
Kreditmechanismus installieren (wie er das ge-
rade versucht), seine Ausgaben und Steuern um 
einen Drittel reduzieren (wovon bislang nichts 
zu hören war) und die Geld- und Kreditpolitik 
in normale Bahnen zurückführen, damit die 
Märkte ihre Funktion wahrnehmen können 
(wovon ebenfalls nichts zu hören war). Alles an-
dere schadet der Bekämpfung der Krise und 
verschlechtert die Situation zusätzlich.

Der Staat kann keine  
echten Geschenke machen.

Mais im Bundeshaus
Kantone gegen den Bund, neidische Magistraten, ein Parlament,  
das sich abschafft, und ein Bundesrat, der sich über seine Partei ärgert.  
Die Corona-Krise zehrt an den Nerven der Politiker. Von Hubert Mooser

Es ist Montag, der 23. März 2020. Bundesprä-
sidentin Simonetta Sommaruga (SP) hat übers 
Wochenende die Präsidenten der Kantonsre-
gierungen nach Bern beordert. Der Tessiner 
Staatsrat hatte zuvor die Schliessung aller In-
dustriebetriebe und Baustellen im Kanton be-
kanntgegeben und sich über die Notverord-
nung des Bundesrats hinweggesetzt. Auch die 
Walliser, Genfer, Waadtländer und Urner wa-
ren mit eigenen, verschärften Massnahmen 
vorgeprescht. Nun will Sommaruga mit Ge-
sundheitsminister Alain Berset (SP) und Wirt-
schaftsminister Guy Parmelin (SVP) den Kan-
tonsvertretern noch einmal höflich, aber 
bestimmt klarmachen, wer zurzeit das Sagen 
hat im Land. 

Vor allem im Tessin kommt das schlecht an. 
Not kenne kein Gebot, sagten die Tessiner 
nach dem Treffen. Man denke nicht daran, den 
Entscheid zurückzunehmen. Dies, obschon 
der Chef des Bundesamtes für Justiz, Martin 
Dumermuth, den Kantonen mit finanziellen 
Folgen drohte. Selbst die sonst stets mit Rück-
sicht auf die Befindlichkeiten der Kantone re-
gierende Justizministerin Karin Keller-Sutter 
(FDP) nervt sich inzwischen im trauten Kreis 
über die widerspenstigen Stände. 

Zumindest eine Ausgangssperre, die wohl 
ebenso zu einem fast kompletten Stillstand 
führen würde, war im Bundesrat aber durch-

Wer das Sagen hat im Land: Bundesräte Amherd, Keller-Sutter, Sommaruga, Berset (v. l.).

Martin Janssen ist emeritierter Professor  
für Finanzmarktökonomie und Unternehmer.


